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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 89/11 B 
 
L 21 R 614/08 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 10 RA 6940/04 (SG Berlin) 
 
 
 
…………………………., 
 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Mai 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l ,   den Richter   G a s s e r  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 16. Dezember 2010 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16.12.2010 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch des Klägers auf 

Rücknahme des Bescheids vom 17.10.1990 im Überprüfungsverfahren verneint, mit dem die 

Beklagte den Bescheid vom 3.8.1978 über Zeiten nach dem Fremdrentengesetz und Ersatz-

zeiten aufgehoben hatte. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Begründung vom 11.5.2011 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der allein geltend gemachte Zulassungs-

grund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nicht ord-

nungsgemäß dargelegt worden ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung 

der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch 

nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren 

eine solche Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17, § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 

39, 59, 65). 

 

Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheb-

lichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Ent-

scheidung (sog Breitenwirkung) aufzeigen (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger bezeichnet als grundsätzlich bedeutsam die Fragen, 

"1. Kann der auf § 45 SGB X gestützte Verwaltungsakt vom 17. Oktober 1990 nach über 
15 Jahren durch die Beklagte im Berufungsverfahren vor dem Landessozialgericht ge-
mäß § 43 SGB X nunmehr in einen Verwaltungsakt gemäß § 48 Abs 1 S. 1 SGB X um-
gedeutet werden? 
 

2. Handelt es sich bei dem Ausgangsbescheid vom 3. August 1978 um einen Verwal-
tungsakt mit Dauerwirkung i.S.d. § 48 Abs. 1 S. 1 SGB X? 
 

3. Hat der Bescheid der Beklagten vom 17. Oktober 1990 mit dem der Ausgangsbescheid 
vom 3. August 1978 aufgehoben wird, für den Kläger nur Wirkung für die Zukunft oder 
auch Wirkung für die Vergangenheit? 
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4. Ist die Jahresfrist des § 45 Abs. 4 S. 2 SGB X im vorliegenden Fall auch bei der 

Anwendung des § 48 Abs. 1 S. 1 SGB X zu berücksichtigen?" 
 

Bei den aufgeworfenen vier Fragen handelt es sich nicht um Rechtsfragen mit Breitenwirkung, 

weil sie ersichtlich auf die spezifische Fallkonstellation des Klägers zugeschnitten sind. Bereits 

aus diesem Grund ist die Beschwerde als unzulässig zu verwerfen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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